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Eigenerklärung zur Zuverlässigkeit

1. Ich erkläre/Wir erklären, dass nachfolgende Bescheinigungen/Nachweise vorliegen und bei Bedarf durch den Auftraggeber abgerufen werden können (soweit zutreffend):

· Handelsregisterauszug,

· Betriebshaftpflichtversicherung,

· Mitgliedschaft in der Berufsgenossenschaft (sofern gegeben),

· Bescheinigungen der Krankenkassen über die rückstandslose Beitragsentrichtung.

2. Ich erkläre/Wir erklären, dass keine Person, deren Verhalten unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist wegen:

a. § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),

b. § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),

c. § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden,

d. § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden,

e. § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung, Artikel 7 Absatz 2 Nummer 10 des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes,

f. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder

g. § 370 der Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisation und der Direktzahlung (MOG), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden.

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt.

3. Ich erkläre/Wir erklären, dass 

a. zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe über mein/unser Vermögen nicht das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist,

b. zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe sich mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet,

c. zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe meine/unsere ausführenden Mitarbeiter nicht nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die die Zuverlässigkeit als Bewerber in Frage stellt,

d. mein/unser Unternehmen die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt hat.

Sollten eine oder mehrere in den Buchstaben a) bis d) dargestellten Erklärungen nicht abgegeben werden können, streichen Sie bitte den entsprechenden Buchstaben und erläutern Sie bitte den Grund bzw. die Gründe unter präziser Darstellung des zu Grunde liegenden Sachverhalts auf einem gesonderten Blatt.

4. Ich erkläre/Wir erklären, dass die staatlichen Sicherheitsvorschriften (insb. Arbeitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz einschließlich der dazugehörigen Rechtsverordnungen) und die Sicherheitsvorschriften der Berufsgenossenschaften eingehalten werden.

5. Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, Löhne und Gehälter – auch ausländischer Beschäftigter, sofern diese die Leistung in der Bundesrepublik Deutschland erbringen – mindestens monatlich über Gehaltskonten zu überweisen und vollständige, prüffähige, deutschsprachige Unterlagen über die Beschäftigungsverhältnisse im Unternehmen bereitzuhalten und auf Anforderung dem Auftraggeber vorzulegen. 

6. Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung des Auftrags mindestens diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts zu gewähren, die der jeweils räumlich und zeitlich geltende Tarifvertrag vorgibt, mindestens jedoch ein Stundenentgelt nach dem jeweils geltenden Mindestlohn. 

7. Ich erkläre/Wir erklären, dass ich/wir bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt zahle/zahlen.

8. Ich erkläre/Wir erklären, dass ich/wir die Beschäftigung von Frauen entsprechend § 13 des Landesgleichstellungsgesetzes und den dazu erlassenen Regelungen in der jeweils geltenden Frauenförderverordnung fördere.

9. Ich erkläre/Wir erklären, die Bestimmungen gegen Schwarzarbeit, illegale Arbeitnehmerüberlassung und gegen Leistungsmissbrauch iSd. Dritten Sozialgesetzbuches, des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes bzw. des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit einzuhalten.

10. Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung meinen/unseren Ausschluss von der Auftragsvergabe und weiteren Auftragserteilungen zur Folge haben kann.

	     
	
	     

	
	
	

	
	
	

	Ort/Datum
	
	Name (Blockschrift)

	
	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	Unterschrift und ggf. Stempel



3

